
Europa 2004: 

Deutschland kann mehr 
Das Signal heißt nicht nur 
»Rot-Grün kann es nicht", 
sondern auch „Die CDU hat 
die besseren Lösungen!" 

Das betonte Generalse- 
kretär Laurenz Meyer bei 
der Präsentation der Motive 
für die Großflächen für die 
erste Klebephase. Vor ei- 
nem großen Medienaufge- 
bot erklärte Laurenz Meyer, 
dass die CDU eine zweiglei- 

sige Strategie bei der Pla- 
katierung verfolgen werde. 

In jeder der drei Klebepha- 
sen werde ein Angriffspla- 
kat, mit dem die rot-grünen 
Versäumnisse pointiert an- 
gegriffen werden, von ei- 
nem Kompetenzplakat „flan- 
kiert". Mit diesem werde die 
Union für ihre besseren Po- 
litikkonzepte werben. In- 
haltlich würden die 
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Themen „Wirtschafts- 
wachstum" und „Arbeitslo- 
sigkeit" aufgegriffen wer- 
den, sagte Generalsekretär 
Meyer. Dies seien die The- 
men, die die Menschen be- 
wegen. Das von Laurenz 
Meyer vorgestellte Angriffs- 

plakat hebt besonders die 
Kritik an der rot-grünen Ko- 
alition hervor: Mit einem 
rot-grünen Apfel, aus dem 
eine Made hervorschaut, 
wird die Assoziation zur rot- 
grünen Regierung geweckt. 
„Außen schön, innen faul", 
betonte der Generalse- 
kretär. Als Motiv für das 
Kompetenzplakat wurde ein 
„anpackender" Bauarbeiter 
gewählt. Dazu passt die 
Headline „Bessere Politik. 
Mehr Wachstum. Mehr Ar- 
beit." Dieses Motiv bringe 
die politischen Ziele und 
Motive der Union knapp 
und präzise auf den Punkt, 
zeigte sich Laurenz Meyer 
bei der Vorstellung über- 
zeugt. Denn nur mit einer 
konsequenten Politik für 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung werde es mit 
Deutschland wieder auf- 

wärts gehen, sagte der Ge- 
neralsekretär. Dies seien die 

Kompetenzfelder,   für   die 

die CDU stehe. 
Zufrieden zeigte sich der 

Generalsekretär auch bei 
seinem Bericht an den Bun- 
desvorstand zum Europa- 
wahlkampf. Die enge Ver- 
zahnung des Europawahl- 
kampfes mit den Kommu- 
nal- und Landtagswahl- 
kämpfen sei gelungen. In 
diesem Zusammenhang hob 
Laurenz Meyer die enge Ko- 
operation der Landesver- 
bände mit der Bundesge- 
schäftsstelle bei der Akti- 
onszeitung und dem Ost- 
beihefter hervor. Das An- 
gebot der Bundesgeschäfts- 
stelle, eigene Regionalsei- 
ten in die Bundesseiten zu 
integrieren, sei von allen 
Landesverbänden ange- 
nommen worden. Die Zu- 
sammenarbeit klappe rei- 
bungslos. 

WERBEMEDIEN 
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Großflächenplakate 
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TV und Radio 
3.-9. Juni 
Kino 
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Bundesvorstand 

Aufbau  Ost 

„Vieles ist gelungen!" 
Zur Belebung von Wirt- 
schaft und Beschäftigung 
in den neuen Ländern will 
die CDU den ostdeutschen 

Ländern mit Experimen- 
tierklauseln die Möglich- 
keit eröffnen, vom Bun- 
desrecht abzuweichen und 
so das Wirtschaftswachs- 

tum zu fördern. 
So müsse es möglich sein, 

dass die ostdeutschen Län- 
der etwa im Planungs- und 
Genehmigungsrecht eigene 
Regeln aufstellen, heißt es in 
einem vom CDU-Bundesvor- 
stand verabschiedeten Pa- 

Pier mit dem Titel „Zukunft 
Aufbau Ost". 

„Man muss den Aufbau 
Ost neu justieren," erklärte 
Angela Merkel bei der Vor- 
stellung des Zehn-Punkte- 
Papiers. Der Osten Deutschl- 
ands könne „nur Anschluss 
binden, wenn den neuen Län- 
dern besondere Rechte ein- 
geräumt werden". Die Vor- 
sitzende der CDU Deutsch- 
lands wandte sich gegen den 

Andruck, es habe in den letz- 
en 15 Jahren keine Fort- 
schritte gegeben. „Das ist 
falsch. Die Bilanz ist positiv." 
D'e CDU spricht sich in dem 
papier dafür aus, gezielt in- 
dustrielle Wachstumspole zu 
'ordern, von denen Anstöße 

'^r   Investitionen   und   Ar- 

beitsplätze im jeweiligen 
Umfeld dieser Kerne ausge- 
hen sollen. „Statt Finanzmit- 
tel zur Behebung aller mögli- 
chen regionalen Schwächen 
zu verwenden, sollen die 
Mittel künftig der gezielten 
Unterstützung regionaler Stär- 
ken dienen. Zentrales Pro- 
blem des ostdeutschen Ar- 
beitsmarktes sei, dass die 
Löhne oft höher seien als die 
Produktivität es zulasse. Die 
CDU sprach sich in diesem 
Zusammenhang erneut für 
die Förderung eines Nied- 
riglohn-Sektors sowie für 
Lockerungen beim Kündi- 

gungsschutz aus. Aus dem 
System der Lohnersatz- und 
Transferleistungen für ar- 
beitsfähige Arbeitslose sollte 
ein System der „Lohnergän- 
zung" gemacht werden. „Das 
soll sicherstellen, dass ein ar- 
beitsfähiger Arbeitsloser, der 
eine gering entlohnte Tätig- 

keit aufnimmt, durch seinen 
Lohn und einen Lohnkosten- 
zuschuss bzw. ergänzende So- 
zialhilfe über ein höheres Ge- 
samteinkommen verfügt als 
jemand, der nicht arbeitet." 

Angesichts der massiven 
Probleme bei der Zusammen- 
legung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe warnte die Op- 
positionsführerin davor, den 
Zeitplan um jeden Preis ein- 
halten zu wollen. Es sei bis- 
lang nicht „erkennbar, wie 
außer dem Streichen von 
Leistungen die Förderung ab- 
laufen solle. Immerhin habe 
BA-Chef Frank-Jürgen Weise 
„frühzeitig auf dieses Pro- 
blem aufmerksam" gemacht. 
„Nichts wäre schlimmer, als 
wenn die Kommunen jetzt ih- 
re Programme aufgäben und 
die Bundesagentur dann 
selbst nicht in der Lage wäre", 
die Betreuung zu überneh- 
men, betonte Angela Merkel. 
Ausdrücklich forderte die 

CDU-Vorsitzende Bundes- 
wirtschaftsminister Wolf- 

gang Clement auf, das Zeit- 
fenster zu öffnen, um „für die 
Menschen im Land das Beste 
zu erreichen". 

-> www.cdu.de 
-» Politik A bis Z 
-» Beschlüsse 
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Frühjahrsgutachten 

Deutschland fällt weiter zurück 
Die Weitkonjunktur zieht 
an, doch Deutschland fällt 
unter Rot-Grün weiter 
zurück. Wieder haben die 
Institute ihre Prognose 
zurücknehmen müssen. Sie 
sagen gleichbleibend hohe 
Arbeitslosigkeit voraus, und 
ein Überschreiten der Stabi- 
litätskriterien ist heute 
schon sicher. Ein verheeren- 
deres Zeugnis kann man der 
Regierung nicht ausstellen. 

Schon jetzt muss man 
befürchten, dass dies nicht 
die letzte Korrektur der 
Wachstumszahlen nach un- 
ten war und dass letztlich 

Laurenz Meyer 

nur die Sondereffekte durch 
zusätzliche Arbeitstage im 
Jahr 2004 übrigbleiben. 

Die   Institute   schreiben 
der Regierung ins Stamm- 

buch: Dort, wo Rot-Grün 

überhaupt tätig wird, be- 
wirken sie weitere Verun- 
sicherung von Wirtschaft 
und Verbrauchern - wie 
beim unseligen Projekt Aus- 
bildungsplatzabgabe und 
dem jetzt schon absehbaren 
Debakel beim Arbeitslos- 
geld II. 

Schröder und Müntefe- 
ring sind offensichtlich nur 
die eigenen Arbeitsplätze 

wichtig. Das beste Konjunk- 
turprogramm für Deutsch- 
land wäre ein möglichst 
schneller Regierungswech- 

sel. 

DEUTSCHLAND HINKT WELTWEITEM AUFSCHWUNG HINTERHER 

Wegen seiner hausge- 
machten Probleme bleibt 
Deutschland nach Ein- 
schätzung der führenden 

Wirtschaftsforschungsin- 
stitute ein Nachzügler im 
weltweiten Aufschwung. 

Die Weltwirtschaft wächst 
der des Frühjahrsgutach- 
tens der Bundesregierung 
zufolge in diesem Jahr um 
3,7 und im kommenden um 
3,1 %. Der Welthandel le- 
ge um real um 9,5 bezie- 
hungsweise 8,0 % zu. Mo- 
tor des weltweiten Auf- 
schwung bleiben den Insti- 
tuten zufolge die USA. Das 
zweite Wachstumszentrum 

liegt nach Ansicht der For- 
scher in Ostasien, dort be- 
sonders in China. 

Weniger günstig bewer- 
ten die Forscher die Aus- 
sichten für die Euro-Zone. 
„Nachzügler der Weltkon- 
junktur ist weiterhin der 
Euroraum", hieß es im Gut- 
achten. Für Deutschland 
erwarten die Forscher le- 
diglich eine Zunahme der 
Wirtschaftsleistung von 
1,5 %. Wird die in diesem 
Jahr hohe Zahl der Arbeits- 
tage herausgerechnet, lie- 
ge das deutsche Bruttoin- 
landsprodukt demnach so- 
gar nur um 0,9 % zu. Ursa- 

che für die wirtschaftliche 

Schwäche Deutschlands se- 
hen die Institute im schwa- 
chen Konsum. Dieser sei 
zurückzuführen auf die Re- 
formpolitik und die hohe 
Arbeitslosigkeit. 

Angesichts der weiter 
angespannten Haushalts- 
lage erwarten die Insitute, 

dass Deutschland mit ei- 
ner Neuverschuldung von 
weiterhin rund 3,5 % des 

Bruttoinlandsprodukts im 
kommenden Jahr zum vier- 
ten Mal die Obergrenze 
des europäischen Stabili- 
tätspakts überschreiten 

wird. 

4104 



Frühjahrsgutachten 

Deutschlands Konjunktur-Zukunft 
Aus dem Frühjahrsgutachten 2004 der Wirtschaftsforschungsinstitute 

Verbraucher- 
preise in % 

Michael Rogowski, BDI-Prä- 
sident: „Die aktuelle Konjunk- 
turprognose der Institute 
rnacht deutlich, dass Deutsch- 
land noch längst nicht über 
den Berg ist. Der Aufschwung 
kommt nur in Trippelschritten 
voran." 

Gustav Horn, Deutsches 
•nstitut für Wirtschaftsfor- 

schung: „Die deutsche Wirt- 
schaft wirkt noch müde." 

Anton Börner, Außenhandels- 
Präsident: „Die wirtschaftli- 
che Entwicklung Deutschlands 

*°ppelt sich zunehmend vom 
Aufschwung der Weltwirt- 
schaft ab." 

Dieter Hundt, Arbeitgeber- 
präsident: „Die Frühjahrsprog- 
nose der Forschungsinstitute 
macht den unverändert hohen 
Reformbedarf in unserem Land 
deutlich. Ein prognostiziertes 
Wachstum von lediglich 1,5 
Prozent stellt der Wirtschafts- 
politik der Bundesregierung ein 
schlechtes Zeugnis aus." 

Wolfgang Wiegard, Mitglied 
des Sachverständigenrates 
der Bundesregierung: „Ein 

zentraler Punkt zur Stärkung 
der Binnennachfrage ist eine 
grundlegende Steuerreform 
mit einer Senkung der Einkom- 
mensteuer über das hinaus, 
was die Bundesregierung ein- 

geleitet hat und 2005 vollen- 
den wird. 

Heinz Putzhammer, DGB- 

Vorstand mitglied:„D/'e7'üngs- 
ten Zahlen des Frühjahrsgut- 
achten zeigen klar, dass die 
kräftig anziehende Weltkon- 
junktur an Deutschland vorbei- 
zugehen droht." 

Manfred Weber, Bankenver- 
band-Hauptgeschäftsführer: 

„Dass die deutsche Konjunktur 
trotz sehr guter Vorgaben sei- 
tens der Weltwirtschaft nicht 
richtig in Schwung kommen 
will, ist ein weiterer Beleg für 
die dringende Reformbedürf- 
tigkeit unserer Volkswirtschaft." 
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Bundespräsidentenwahl 

Köhler für Bundespräsidentenamt 
offiziell nominiert 

Der gemeinsame Kandidat 
von CDU, CSU und FDP für 
das Bundespräsidentenamt, 
Horst Köhler, hat von den 
Wahlmännern und -frauen 
der Union im Bundestag ein 
uneingeschränktes Ver- 
trauensvotum erhalten. 

Köhler sei einstimmig als 
Kandidat nominiert worden, 
teilte CDU-Partei- und Frak- 
tionschefin Angela Merkel 
nach einer Sitzung zur Vor- 
stellung des Kandidaten mit. 
Sie betonte, Köhler werde 
„der richtige Präsident für 
unsere Zeit sein", „in der die 
Globalisierung menschlich 
gestaltet werden muss". Der 

Vorsitzende der CSU, Ed- 
mund Stoiber, verwies dar- 
auf, dass die Deutschen ei- 
nen „sehr politischen und 
sehr unabhängigen Bundes- 
präsidenten bekommen wer- 
den". Köhler wolle „Hoff- 
nung und Zuversicht" geben, 
aber auch klar machen, dass 
die Lage schwierig und nur 
„Besitzstandswahrung" 
nicht angebracht sei. 

Horst Köhler äußerte sich 
über das eindeutige Votum 
der Wahlmänner und -frau- 
en erfreut. Er versicherte, 
dass er auch künftig zuhö- 
ren wolle, „wo der Schuh 
drückt", damit Lösungen für 

Deutschland gefunden wer- 
den könnten. Bis zur Wahl in 
der Bundesversammlung 
werde er die Zeit weiterhin 
nutzen, Gespräche zu füh- 
ren und sich den Landtags- 
fraktionen vorzustellen. 

Im Vorfeld der Nominie- 
rung hatten sich die Spit- 
zengremien von Union und 
FDP auf Köhler als gemein- 

samen Kandidaten geeinigt. 
Insgesamt haben CDU und 
CSU in der Bundesver- 

sammlung 539 Stimmen. 
Gemeinsam mit den 83 De- 
legierten der FDP verfügen 
die Union und die Liberalen 
damit über 19 Stimmen 
mehr als zum Erreichen der 
absoluten Mehrheit erfor- 
derlich ist. 

CHRISTLICHE WERTEGRUNDLAGE 

Der Bundesvorsitzende des 
EAK, Thomas Rachel MdB, 
begrüßte den Kandidaten 
für das Amt des Bundes- 
präsidenten Horst Köhler 
in einer Sondersitzung des 
Bundesvorstandes. Köhler 

unterstrich „die bleibende 
Bedeutung des christlichen 
Menschenbildes und die 
orientierende Kraft christli- 

cher Wertvorstellungen für 
die Politik". Auf der Basis 
des christlichen Glaubens 
gelte es, sich für eine realis- 
tische und menschenwür- 
dige Zukunft einzusetzen. 
„Unser Land steht vor Ver- 
änderungen, aber die Pro- 
bleme sind lösbar." Eine 
feste Wertegrundlage sei 
dafür wesentlich. 
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Aus den Ländern 

Seh leswig- Holstei n 

Endlich Ostsee-Konferenz einberufen! 
Die Bundesregierung muss 
die Entwicklung der Ost- 
see zum EU-Binnenmeer 
zu einer nationalen Aufga- 
be machen. 

Das fordern der schles- 
wig-holsteinische Landes- 
vorsitzende Peter Harry 
Carstensen und der Vorsit- 
zende des Arbeitskreises 
Küste der CDU/ CSU-Bun- 
destagsfraktion, Wolfgang 
Börnsen. 

„Die Erweiterung der EU 
um die zehn neuen Beitritts- 
länder mit 75 Millionen Bür- 
gern ist ein Gewinn und eine 
Herausforderung zugleich. 
Die Ostsee wird zu einem 
EU-Binnenmeer, dem künf- 
tig eine eigenständige Be- 
deutung als wichtiger Wirt- 
schaftsraum zukommen 
wird." Die Ostseeregion ha- 

be - entgegen allen Beteue- 
rungen - derzeit keine vor- 
rangige Bedeutung für die 
Bundesregierung. 

Ein Direktprogramm für 
die Ostseeregion, wie 
Schweden es mit 1 Mrd. 
Kronen vorangetrieben ha- 
ke, gebe es von der Bundes- 
rePublik nicht und sei von 
dieser Regierung auch nicht 
§ePlant, bedauern die bei- 

en schleswig-holsteini- 
schen Politiker. „Eine derar- 

§e Ignoranz gegenüber ei- 

Peter Harry Carstensen 

nem Zukunftsmarkt mit 
über 150% Steigerung in 
zehn Jahren ist nicht trag- 
bar, vor allem, wenn man 

berücksichtigt, dass die 
deutsche Wirtschaft alleine 
in 2003 Waren im Wert von 
67 Mrd. € in osteuropä- 
ische Staaten exportiert 
hat, während es in die USA 
„nur" 58 Mrd. waren." 

Statt hier eine aktive Rol- 
le zu übernehmen, lasse sich 
die Bundesregierung in der 

Ostseepolitik lediglich ver- 
treten. Carstensen und 

Börnsen: „Sie übernimmt 
die Programme der EU, oh- 

ne sie selbst zu prägen und 
ohne eigenständig initiativ 
zu werden. Sie verlegt Auf- 
gaben auf die Nicht-Regie- 
rungs-Organisationen, in 
Form von Industrie- und 
Handelskammern, Umwelt- 
verbänden und Jugendaus- 

woifgang Börnsen 

tauschorganisationen, ohne 
selbst zu gestalten." 

Existentiellen Herausfor- 
derungen für alle Staaten 
wie Sicherheitspolitik, Öko- 
logie, Demokratieförderung, 
Aufbau von Verkehrs-Infra- 
struktur, Organisierte Krimi- 
nalität, Menschen- und Min- 
derheitenrechte seien aber 
Themen, die von der natio- 
nalen Regierung und ihren 
Parlamenten angepackt wer- 
den müssen", so die CDU- 
Politiker. 

Die Ostseepolitik auf 
den Rang einer Regionalpo- 
litik zu degradieren, sei 
sachlich und völkerrechtlich 
nicht vertretbar. Eine Ost- 
see-Konferenz jetzt am Be- 
ginn der EU- Neuausrich- 
tung könne dazu beitragen, 
das Eigengewicht dieses 
EU-Binnenmeeres in das 
richtige Licht zu rücken. 
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Aus den Ländern 

Baden Württemberg 

Keine Politik auf Kosten der Kommunen 
Die Kommunen benötigen 
nach Ansicht des baden- 
württembergischen Lan- 
desvorsitzenden, Erwin 
Teufel, einen effektiven 
Schutz vor einseitigen fi- 
nanziellen Belastungen 

durch den Bund. 
Der baden-württember- 

gische Ministerpärsident, 

der an zentral wichtiger 
Stelle in der Föderalismus- 
kommission mitarbeitet, 
sagte dazu: „Die schwierige 
Finanzsituation der Kreise, 
Städte und Gemeinden 
kommt nicht von ungefähr. 
Sie hat eine wesentliche Ur- 
sache darin, dass der Bund 
in den vergangenen Jahren 
durch gesetzliche Regelun- 

gen in erheblichem Umfang 
finanzielle Lasten auf die 
Kommunen überwälzt hat. 
Damit muss künftig Schluß 
sein. Der Bund muss damit 
aufhören, Politik auf Kosten 
der Kreise und Kommunen 
zu machen." 

Unter anderem bei der 

Sozialhilfe, bei der Grundsi- 
cherung und bei der Garan- 
tie eines Kindergartenplat- 
zes habe sich der Bund die 
Regelung des Grundgeset- 
zes zu Nutze gemacht, dass 
in Bundesgesetzen Zustän- 
digkeiten für die Bewälti- 
gung von Aufgaben direkt 
auf die Kommunen übertra- 
gen werden können. Diese 
Ansicht   würden   auch   die 

kommunalen Spitzenverbän- 

de teilen. Damit habe der 
Bund in der Vergangenheit 
wiederholt zum eigenen po- 

litischen Vorteil unmittelba- 
re Ansprüche der Bürgerin- 
nen und Bürger begründet, 
ohne für die finanziellen 
Folgen dieser Politik einste- 
hen zu müssen. „Der verfas- 
sungsrechtliche Durchgriff 
des Bundes auf die Kommu- 
nen muss beendet werden, 
damit Politik transparent 

und die Verantwortlichkei- 
ten für die finanziellen Fol- 
gen von gesetzgeberischen 

Entscheidungen klar zuge- 
ordnet werden können", 
betonte der Ministerpräsi- 

dent. 

GRAFFITISCHMIEREREI DEN KAMPF ANGESAGT 

Sachsen-Anhalt fordert 
schärfere Regelungen bei 
der strafrechtlichen Ahn- 
dung von Graffiti und hat 
dazu eine entsprechende 
Bundesratsinitiative be- 
schlossen. 

Durch das illegale Be- 
sprühen privater und öf- 
fentlicher Gebäude entstün- 
de bundesweit ein volks- 
wirtschaftlicher Schaden von 

rund 200 Mio. € sowie bei 
den Bahnen von zusätzlich 
etwa 50 Mio. € pro Jahr, be- 

gründete Justizminister Curt 

Becker den Vorstoß, der ge- 
meinsam mit Baden-Würt- 

temberg geplant ist. 
Mit der Initiative soll 

der Bundestag aufgefordert 
werden, einen seit Dezem- 
ber 2002 vorliegenden Ent- 
wurf des Bundesrats für ein 
Graffiti-Bekämpfungsge- 

setz zügig zu verabschie- 
den. Danach soll jegliches 
Anbringen von Graffiti ge- 
gen den Willen des Eigentü- 
mers   strafbar   sein.   Nach 

der derzeitigen Rechtslage 

ist der Tatbestand der Sach- 
beschädigung nur dann er- 
füllt, wenn die Gebäude- 
substanz erheblich verletzt 

oder die technische Brauch- 
barkeit nachhaltig beein- 
trächtigt sind. Es sei nicht 
hinnehmbar, „dass die Städ- 
te zunehmend verschandelt 

werden, während praktika- 
ble Gesetzesvorhaben im 
Bundestag nicht weiter ver- 
folgt werden", kritisierte 

der Minister. 
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Aus den Ländern 

Hamburg 

Fischer als Landesvorsitzender bestätigt 
Auf dem Landesparteitag 
der Hamburger Chrisde- 

mokraten wurde Dirk Fi- 
scher mit überwältigender 

Mehrheit für weitere zwei 
Jahre in seinem Amt bes- 
tätigt. 

Mit 206 von 228 gültigen 
Stimmen erreichte Dirk Fi- 
scher, der dieses Amt seit 
1992 ausübt, sein bestes 
Persönliches Ergebnis. Zu 
seinen Stellvertretern wähl- 
ten die knapp 240 anwesen- 
den Delegierten die Senato- 
ren Birgit Schnieber-Jastram 

(208 von 222 gültigen Stim- 
men) und Dr. Michael Frey- 
tag (206 von 222), sowie 
die Hamburger CDU-Bun- 
destagsabgeordneten Antje 

Blumenthal (189 von 222) 
und Jürgen Klimke (167 von 
222). Im Amt des Schatz- 

meisters wurde mit 200 von 
205 gültigen Stimmen, Har- 
a|d Boberg bestätigt. 

Verantwortung 

In seinem Rechenschafts- 

bericht hatte der alte und 
neue Landesvorsitzende zu- 
v°r die große Leistung der 
Hamburger CDU als Senats- 
Partei der vergangenen zwei 
Jahre gewürdigt, aber mit 
°''ck  auf  die   kommenden 

Jahre auch betont: „Die Ham- 
burger CDU ist jetzt die 
wegweisende politische Kraft 
in der Hansestadt. Als Par- 
tei der absoluten Mehrheit 
haben wir nun endlich die 
notwendige politische Ge- 
staltungsfreiheit, um unsere 
politischen Ziele umsetzen 
zu können. Aber - wir haben 
auch eine ganz besondere 
Verantwortung gegenüber 
der Stadt und ih-ren Bür- 
gern." Die im Regierungs- 
programm genannten The- 

menschwerpunkte müssten 
nun zum Wohle der Bürger 
zügig umgesetzt werden. 
„Die geschilderten Aufga- 
ben sehe ich als Herausfor- 
derung und Verpflichtung 
zugleich, denen ich mich zu- 
sammen mit Ihnen in der 
Hamburger CDU, jedoch 
gern stellen werde", schloss 
Dirk   Fischer   seinen   von 

außerordentlich langem Bei- 
fall begleiteten Bericht. 

Chance nutzen 

Als Gast konnten der Lan- 
desparteitag der Hamburger 
CDU den Ersten Bürgermei- 
ster Ole von Beust begrüßen. 
In seiner Rede unterstrich er 
noch einmal die guten Rah- 
menbedingungen, die Ham- 
burg für die kommenden 
„Zeiten der Entscheidungen 
und Veränderungen", im 
Vergleich zu anderen deut- 
schen Großstädten, trotz 
leerer Kassen immer noch 
habe. Ole von Beust betonte 
aber auch: „Wir müssen 
Hamburgs Stärken noch 
stärker machen und wir wer- 
den dafür die Chancen nut- 
zen, die diese Stadt hat. Das 
wird zunächst dem einen 
oder anderen vielleicht ein 
wenig weh tun. Aber das 
Ziel, nämlich eine wirtschaft- 
lich starke und gefestigte Po- 
sition Hamburgs im europäi- 
schen und globalen Ver- 
gleich, sollten uns diese Un- 
annehmlichkeiten Wert sein. 
Zum Wohle unserer Stadt 
bin ich bereit, dort wo es er- 
forderlich ist, auch die nöti- 
gen Auseinandersetzungen 

zu führen." 
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Aus den Ländern 

Hessen 

Positive Regierungsbilanz 
Nach einem Jahr CDU-Al- 
leinregierung in Hessen 
zog der Hessische Minister- 
präsident Roland Koch eine 
positive Zwischenbilanz 
der Regierungstätigkeit: 

„Wir sind voll im Plan 
und werden unsere Ziele, 
die wir in der Regierungser- 
klärung niedergeschrieben 
haben, bis 2008 erfüllen", 
erklärte der Ministerpräsi- 
dent, der darauf hinwies, 
dass die notwendig gewor- 
dene „Operation Sichere 
Zukunft" Früchte trage: So 
sei die Landesregierung er- 
folgreich dabei, bis 2007 
kontinuierlich die Netto- 
neuverschuldung zurückzu- 
führen und so mit ihrer Fi- 
nanzpolitik „auf der siche- 
ren Seite". Mit dem Rück- 
gang der Nettokreditauf- 

nahme von rund zwei Milli- 
arden Euro im Jahre 2002 
auf 1,5 Milliarden Euro im 
Jahre 2003 stehe Hessen 
nach Bayern und Baden- 
Württemberg auf einem be- 
achtenswerten dritten Platz 
unter den Bundesländern. 
Die Prognose für das laufen- 
de Jahr liege bei 1,13 Milli- 
arden Euro. „Auf diese Zah- 
len sind wir durchaus stolz. 
Das ist auch ein Zeichen für 
eine solide Finanzpolitik", 
so Koch. 

Roland Koch 

Ungeachtet der schwie- 
rigen ökonomischen Situati- 
on und der Tatsache, dass 
sich auch Hessen nicht von 
der bundesweiten katastro- 
phalen finanzwirtschaftli- 
chen Situation abkoppeln 
könne, habe Hessen für die 
Zeit von 1999 bis 2003 den- 
noch ein Wirtschaftswachs- 
tum von 1,9 % vorzuweisen 
und liege damit hinter Bay- 
ern auf Rang zwei. Führend 
sei Hessen bei den Gewer- 
beanmeldungen. Auch das 
sei ein positives Signal. Be- 
sonders erfreulich sei auch 
die Entwicklung in Nordhes- 
sen: Hier sei die Arbeitslo- 
sigkeit entgegen dem Bun- 
destrend seit 1999 um 4,55 
Prozent zurückgegangen. 
Außerdem sei es trotz aller 
schwierigen finanziellen 
Rahmenbedingungen ge- 

lungen,  die   Schwerpunkt- 

themen nicht zu vernachläs- 
sigen. 

Die Zahl der Unterrichts- 
stunden an hessischen 

Schulen sei kontinuierlich 
gestiegen und die Sicher- 
heit der Bürgerinnen und 
Bürger durch eine bis 2004 
stetig wachsende Polizei- 
präsenz verbessert worden. 
Auf dem Zukunftsfeld For- 
schung und Entwicklung sei 
Hessen, gemessen an der 
Zahl der Beschäftigten, 

Spitze in Deutschland. Und 
im Rahmen der Bildungspo- 
litik werde man die For- 
schung weiter fördern, der- 
zeit mit Investitionen von 
1,5 Milliarden Euro. 

Die hessische Landesre- 
gierung stehe weiterhin oh- 
ne Wenn und Aber zum Aus- 
bau des Frankfurter Rhein- 
Main-Flughafens, inklusive 
neuer Landebahn und Nacht- 

flugverbot. „Und wir wer- 
den es bis 2008 schaffen, 
IT-gestützt in Hessen eine 
der modernsten Landesver- 
waltungen in Deutschland 

zu schaffen. Im Bereich E- 
Government sind wir be- 
reits dabei, Zukunftsvisio- 

nen zu verwirklichen und ei- 
ne Vorreiterstellung einzu- 
nehmen", sagte das Mit- 
glied des Präsidiums der 

CDU Deutschlands 
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Aus den Ländern 

Rheinland-Pfalz 

Hochgesteckte Ziele 
Begleitet von Optimismus 
und kämpferischen Tönen 
der Parteispitze ist die 
CDU in Rheinland-Pfalz in 

den Kommunal- und Euro- 
Pawahlkampf gestartet. 

Auf dem 55. Landespar- 
teitag in Ludwigshafen zeig- 
te sich der Landesvorsitzen- 
de Christoph Bohr zuver- 
sichtlich, dass die CDU die 
bevorstehenden Wahlen ge- 
winnen und das „historisch 
beste" Ergebnis von 1999 so- 
gar noch steigern wird. Die- 
ses Ziel sei realistisch sagte 
Bohr und verwies auch auf 
die Bürgermeister-Direkt- 
wahlen in den vergangenen 
Jahren. Gleichwohl rief Bohr 
seine Partei zu einem enga- 
gierten Wahlkampf auf: Ein 
Wahlsieg sei „kein Selbstläu- 
fer", die CDU müsse für ein 

»Überleben der Städte und 
Gemeinden in Rheinland- 
Pfalz" und für ein „starkes 
Europa" kämpfen. 

Die Politik der rot-grü- 
nen Bundesregierung be- 
2eichnete der rheinland- 
Pfälzische Landesvorsitzen- 
ue als „ziellos und wider- 

sprüchlich". Dadurch seien 
viele Menschen verunsi- 

chert worden. Durch die 
»schlechte und falsche" Poli- 
tik erlebe Deutschland ei- 
ner> „wirtschaftlichen  Nie- 

Christoph Bohr 

dergang ohne Gleichen", kri- 
tisierte Bohr. Die Maßnah- 
men „von der Ökosteuer bis 
zum Dosenpfand" würden 
vor allem mittelständische 
Unternehmen stark bela- 
sten. Bohr forderte seine 
Partei dazu auf „ein alterna- 
tives Konzept" zu den „Re- 
formvorstellungen" der rot- 
grünen Koalition zu ent- 
wickeln. Als Hauptgrund für 
Arbeitslosigkeit und man- 
gelnde internationale Wett- 
bewerbsfähigkeit nannte der 

stellvertretende CDU-Bun- 
desvorsitzende die hohen 
Lohnnebenkosten. „Arbeit 
und Wohlstand für alle" sei 
das große und alles überra- 
gende Ziel der Politik. Um 
das zu ermöglichen, müs- 
sten die Kosten für Arbeit 
gesenkt werden. Neben ei- 
ner Abkoppelung bestimm- 
ter   Sozialversicherungsbei- 

träge vom Bruttolohn sei ei- 
ne umfassende Steuerre- 
form notwendig. Erneut 
sprach sich Bohr gegen die 
geplante Ausbildungsplatz- 
abgabe aus. Dieser „Unfug" 
könne keine Probleme lö- 
sen. Vielmehr müssten auch 
die rheinland-pfälzischen 
Kommunen bei der Ein- 
führung einer solchen Abga- 
be „zig Millionen" bezahlen. 

Verabschiedet wurde auf 
dem Parteitag die „Ludwigs- 
hafener Erklärung", mit dem 

die Europa- und die Kommu- 
nalwahl bestritten werden 
soll. Darin sprachen sich die 
320 Delegiertem einstimmig 
für eine familienfreundliche- 
re Kommunalpolitik, mehr 
Unterstützung für beruf- 
stätige Mütter und für eine 
bessere finanzielle Ausstat- 
tung der Gemeinden aus. 

In einer Diskussion über 
die aktuelle Terrorgefahr in 
Europa forderte der rhein- 
land-pfälzische CDU-Euro- 
paparlamentarier Werner 
Langen „mehr Gemeinsam- 
keit und Handlungsbereit- 
schaft" der europäischen 
Staaten. Die Europäische 
Union habe noch keine ab- 
gestimmte Außen- und Si- 
cherheitspolitik, um auf den 
Terrorismus angemessen 
reagieren zu können. 
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Parteigremien 

Gesprächskreis 

Frauen in der Lebenswelt von 
heute und morgen 

Wie muss eine moderne 
und fortschrittliche Gesell- 
schaftspolitik aussehen, 
um den Lebensrealitäten 
von Frauen und Männern in 
Gegenwart und Zukunft 
gerecht zu werden? 

Mit dieser Kernfrage be- 
schäftigt sich der neu ge- 
gründete Gesprächskreis 
Frauenpolitik der CDU un- 
ter der Vorsitzenden Maria 
Böhmer. 

Ausgangspunkt für die 
Arbeit des Gesprächskreises 
Frauenpolitik, der von Gene- 
ralsekretär Laurenz Meyer 
ins Leben gerufen wurde, 
sind die Essener Leitsätze 
der CDU von 1985 „Für eine 
neue Partnerschaft zwischen 
Mann und Frau". Die CDU 
hatte als erste Partei vor 19 
Jahren mit ihrem Essener 
Parteitag einen über alle Par- 
teigrenzen hinweg aner- 
kannten programmatischen 
Vorstoß in der Frauen- und 
Familienpolitik gemacht. Die 
Essener Leitsätze stehen für 
den Aufbruch der CDU in der 
Frauenpolitik. Im Dezember 
1999 hat die CDU ein neues 
familienpolitisches Pro- 
gramm „Lust auf Familie" 
vorgelegt. Damit hat die 
CDU der Familienpolitik ei- 

Maria Böhmer 

nen neuen Schub gegeben, 
die veränderten Lebenswirk- 
lichkeiten der Menschen 
werden in den Blick genom- 
men, und den Familien wer- 
den konkrete Antworten zur 
besseren finanziellen Förde- 
rung, zur Kinderbetreuung 
und zur Erziehungskompe- 
tenz der Eltern gegeben. 

Die gewandelten Lebens- 
vorstellungen von Frauen 
und Männern und die demo- 
graphische Entwicklung er- 
fordern neue Sichtweisen 
und Schlussfolgerungen in 
Politik und Wirtschaft, im Er- 
ziehungs- und Bildungsbe- 
reich. Dieser Aufgabe will 
sich der Gesprächskreis stel- 
len. Ziel ist es, eine partner- 
schaftliche Gesellschaft zu 
gestalten, die Frauen und 
Männer gleichermaßen „ins 

Boot holt". Die bisherigen 
frauen- und familienpoliti- 
schen Maßnahmen sollen 
dabei auf den Prüfstand ge- 
stellt und weiterentwickelt 

werden. Es ist zu fragen, ob 
sie tatsächlich den Wunsch 
nach Familie verwirklichen 

helfen. 
Fest steht, dass für Fami- 

lien die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen drin- 
gend notwendig ist, um sie 
besser als bisher zu entla- 

sten. „Dabei verstehen wir 
Politik für Frauen als eine 
Querschnittsaufgabe" - so 
die Vorsitzende des Ge- 
sprächskreises Maria Böh- 
mer. Deshalb wurde der Ge- 
sprächskreis mit Politikerin- 
nen und Politiker von Bun- 
des-, Landes- und kommuna- 
ler Ebene sowie mit externen 
Sachverständigen aus Hoch- 
schule, Wirtschaft und Ver- 
bänden besetzt. 

Eine Übersicht über alle 
Bundesfachausschüsse 
und Gesprächskreise der 
CDU Deutschlands finden 
Sie unter 
-» www.cdu.de 
-» Politik A bis Z 
-» Bundesfachausschüsse 
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Parteigremien 

Aussiedlerbeauftragten-Konferenz 
Zu einer ersten Konferenz 
•n diesem Jahr haben sich 
die Aussiedlerbeauftrag- 
ten der CDU-Landes- und 
Kreisverbände im Konrad- 
Adenauer-Haus getroffen. 

Unter der Leitung des 
Aussiedlerbeauftragten der 
CDU Deutschlands und der 
CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on, Jochen-Konrad Fromme, 
diskutierten die 40 Teilneh- 
mer aktuelle Aussiedlerfra- 
gen. Wesentliche Punkte wa- 
ren das Integrationsproblem 

und die angeblich höhere Kri- 
rninalitätsrate. Fromme kriti- 
sierte undifferenzierte Stati- 

stiken, die die Täterschaft 
von Aussiedlern nur aus den 
Angaben der Geburtsorte 
von Tatverdächtigen abzulei- 
ten versuchen. Das ist unse- 
riös, weil Personen mit Ge- 

Jochen-Konrad Fromme 

burtsorten aus den Her- 
kunftsgebieten der Spätaus- 
siedler auf unterschiedlich- 
sten Wegen nach Deutsch- 

land kommen. Fromme erin- 
nerte in diesem Zusammen- 
hang an die Kontingent- 
flüchtlinge und die auf der 
Basis des Vollmer-Erlasses 
eingereisten Personen. Die 
so zusammengefasste Grup- 

pe sei so undifferenziert, 
dass aus dem Geburtsort 
nicht auf die Spätaussiedl- 
ereigenschaft geschlossen 
werden könne. Eine derarti- 
ge Interpretation der Statis- 

tik sei unseriös. 
Auf breite Zustimmung 

stieß der stellv. Vorsitzen- 
de der Bundestagsfraktion, 
Wolfgang Bosbach, mit sei- 
nen kritischen Ausführun- 
gen zum Stand der Verhand- 
lungen um das Zuwande- 
rungsgesetz. 

Weitere Schwerpunkthe- 
men waren der Aufbau eines 
Netzwerkes zur Intensivie- 
rung der Kommunikation un- 

ter den Aussiedlerbeauftrag- 
ten sowie Wege und Mög- 
lichkeiten für die Erstellung 
einer Dokumentation über 
die Aussiedlerarbeit. 

CDU-MITGLIEDERZAHLEN WEITER GESTIEGEN 

Die Zahl der CDU-Mitglie- 
der ist im März stark gestie- 
gen: Im Saldo hat die CDU 
1067 mehr Mitglieder als 
im Vormonat. Damit hat 
sich der Trend verstärkt, der 
sich bereits im Februar an- 

deutete: Zum ersten Mal 
seit Herbst 2002 sind die 
Wegen der Altersstruktur 
der Volksparteien sinken- 
den Mitgliederzahlen der 
CDU durch Neueintritte 
nicht    nur    ausgeglichen, 

sondern sogar überkom- 
pensiert worden. Im ersten 
Quartal sind über 10.000 
Bürgerinnen und Bürger 
neu in die CDU eingetre- 
ten. CDU-Generalsekretär 

Laurenz Meyer: „Mehr und 
mehr Menschen wollen 

erfreulicherweise bei der 
CDU mitarbeiten. Das 
zeigt, dass die Bürgerinnen 
und Bürger eine andere Po- 
litik wollen als die dieser 
Bundesregierung." 

Während die SPD allein 
im ersten Quartal 2004 per 
Saldo über 20.000 Mitglie- 

der verloren hat, führte bei 
der CDU die erfolgreich lau- 
fende Mitgliederwerbeakti- 

on dazu, dass der Trend sin- 
kender Mitgliederzahlen ge- 
stoppt und umgekehrt wer- 
den konnte. Die größten 
Netto-Zugewinne: NRW 
(+792 Mitglieder), Rhein- 
land-Pfalz (+189) und Ba- 
den-Württemberg (+105). 

14IO. 



Interesse für Politik geweckt! 

Vielleicht wird eine von ih- 
nen Kamerafrau, die ande- 
re Ingenieurin, eine Dritte 
Physikerin. Vielleicht se- 
hen wir eine von Ihnen 

aber auch als Bundestags- 
abgeordnete, als Staatsse- 
kretärin oder als Ministe- 
rin wieder. 

Um einmal in „frauen- 
untypische" Berufe hinein- 
schnuppern zu können, nutz- 
ten Zehntausende Mädchen 
bundesweit beim diesjähri- 
gen „Girl's Day" die Mög- 
lichkeit, in „typische" Män- 
nerberufe hineinzuschnup- 
pern. Da die CDU mit Ange- 
la Merkel als einzige Partei 
mit einer Frau als Vorsitzen- 
den anscheinend ein gutes 
Pflaster für politisch ambi- 
tionierte Frauen ist, stürm- 
ten rund 50 Mädchen das 
Konrad-Adenauer-Haus. 

Während ihre männlichen 
Mitschüler in den Klassen- 
zimmern büffeln mussten, 
informierten sich die Mäd- 
chen über ihre Karriere- 
Chancen, auch in der Politik. 

Tapfer Rede und Antwort 
standen die beiden Bundes- 
tags-"Frischlinge" Gitta Con- 
nemann und Julia Klöckner, 
sowie die Berliner Bundes- 
tagsabgeordnete Edeltraut 
Töpfer, die Fragen rund um 
die Hauptstadt beantworte- 
te. Die lockere Art und Wei- 
se wie sich die Abgeordne- 
ten den Fragen stellten, ließ 
keine Berührungsängste auf- 
kommen. Munter fragten die 
Schülerinnen drauflos und 
erhielten immer eine sach- 
kundige Antwort. 

Besonders gespannt wa- 
ren die Mädchen auf das 

Treffen mit CDU-General- 

sekretär Laurenz Meyer. Er 
ermutigte die Schülerinnen, 

sich nicht von fixen Rollen- 
bildern bei der Berufswahl 
beeinflussen zu lassen, son- 
dern die Palette der Aus- 

bildungsmöglichkeiten voll 
auszuschöpfen. Weiter sag- 
te Meyer, der Staat müsse 
junge Frauen selbst darüber 
entscheiden lassen, ob und 
wie sie Familie und Beruf 
vereinbaren. Dabei habe er 
die Voraussetzungen für ei- 
ne „echte Wahlfreiheit" zu 
schaffen, sich aber ansons- 
ten aus den Entscheidungen 

der Menschen „herauszu- 
halten". Ausdrücklich for- 
derte der Generalsekretär 

die Mädchen auf, ihr Inter- 

esse für Politik weiter zu 
entwickeln anstatt sich mit 
der „Zuschauerbank" zu be- 
gnügen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Arbeitsforum  „Große Städte" 

Perspektive Großstadt 
»Unseren Städten sowie 
vor allem den Menschen im 
"Lebens- und Wirtschafts- 
raum Stadt' zukunftsfähi- 
ge Perspektiven und kon- 
krete politische Antworten 
auf aktuelle Problemlagen 
zu geben." 

Dieses Leitmotiv stand bei 
der Gründung des Arbeitsfo- 
rums der Bundestagsfrakti- 
on „Große Städte" Pate. Be- 
sondere Bedeutung erlangt 
dieses Forum, das von dem 
Vorsitzenden der Fraktions- 
ärbeitsgruppe Kommunalpo- 
litik, Peter Götz, initiiert wur- 
de und von dem Bundestags- 
abgeordneten Bernhard Ka- 
ster geleitet wird, vor dem 

Hintergrund, dass 25,4 Mio. 
Menschen oder 31 % der Ge- 
samtbevölkerung zwischen- 
zeitlich in Deutschland in 

großen Städten leben. Über 
30 Abgeordnete, überwie- 
gend aus den Wahlkreisen 
der 83 Städten mit über 
iOO.OOO Einwohnern, haben 
sich zwischenzeitlich zu 
Mehreren Arbeitssitzungen 
zusammengefunden. 

Auf der Agenda steht ne- 
ben den Themenkomplexen 

..Miteinander Leben", „Ar- 
beiten und Wohnen", „Bür- 
ger und Kommune" und 
»Stadt im Wettbewerb" das 
Tr|ema   „Finanzielles   Über- 

leben sichern" ganz oben. 
In diesem Zusammenhang 
wies der Vorsitzende Kaster 
auf die größte Finanzkrise 
der Städte seit Bestehen der 
Bundesrepublik hin. Beson- 

ders belastet würden die 
Städte durch den hohen An- 
teil der Sozialhilfeempfän- 
ger in den Großstädten. Die- 
ser liege mit durchschnitt- 
lich 5,5 % deutlich über den 
allgemeinen Bundesdurch- 

schnitt von 3,3 %. in den Me- 
tropolen oftmals schwan- 
kend zwischen 7 und 10 %. 
Außerdem hätten die Städte 
die größten Integrationsan- 

strengungen für die auslän- 
dischen Mitbürgerinnen und 

Mitbürger zu leisten. 
Die ersten Sitzungen des 

Forums waren geprägt von 
der Neufassung des Bauge- 
setzbuches zur Anpassung 
an europäische Richtlinien, 

Bernhard Kaster 

„Hartz IV" und dem vom Er- 
gebnis des Vermittlungsaus- 
schusses im Dezember kon- 
trär abweichenden Entwurf 
eines Optionsgesetzes durch 
die Bundesregierung. 

„Letztlich geht es auch 
darum, unseren Städten wie- 
der die Chance zu geben, 
Vorreiter und Impulsgeber 
für neue gesellschaftspoliti- 
sche, wirtschafts- und sozial- 
politische Entwicklungen auf 
der Grundlage einer dyna- 
mischen und finanziell soli- 
den kommunalen Selbstver- 

waltung zu sein. Die europäi- 
sche wie auch internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unse- 
rer Städte wird unter Be- 
rücksichtigung der Metro- 
polenentwicklung weltweit 
immer ein entscheidendes 
Kriterium für den Standort 
Deutschland sein," zeigte 
sich Kaster überzeugt. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ausbildungsabgabe - 
gegen alle Bedenken 

Erklärung zu den Beratun- 
gen zur von Rot-Grün ge- 
planten Einführung der Aus- 
bildungsplatzabgabe: 

Keine konkreten Ände- 
rungen zur Ausbildungsplatz- 
abgabe brachten die heuti- 
gen Beratungen. Trotz der 
Anhörung am vergangenen 
Freitag bestätigte sich heute 
die Befürchtung, dass der 
Gesetzentwurf zur Ausbil- 
dungsabgabe von Rot-Grün 
längst abgehakt ist, der le- 
diglich noch durch die parla- 
mentarischen Instanzen ge- 
trieben werden soll. 

Dies zeigte sich vor allem 
in der rot-grünen Ignoranz 
gegenüber den Voten selbst 

der eigenen Experten, wie 
diese in der Anhörung zu 
hören waren. Deren Beden- 
ken zu den willkürlich ge- 
wählten Quoten zur Auslö- 
sung der Abgabe, sowie de- 
ren Kritik, dass anhand der 
Abgabe kein einziger neuer 
Ausbildungsplatz entstehen 
könnte, wurden von der Ko- 
alition vom Tisch gewischt. 

Das rot-grüne Credo heißt 
offenkundig: Münteferings 
Wille geschehe! Von ernst- 
hafter parlamentarischer Be- 
ratung dabei keine Spur. 

Einzig Städte und Kom- 
munen, die sich bereits in 
der Haushaltssicherung be- 

Katherina Reiche Werner Lensing Uwe Schummer 

finden - also faktisch pleite 
sind - sowie Berufe der Kran- 
kenpflege sollen womöglich 
Ausnahmeregelungen erhal- 
ten. Doch konkret wurde 
hierzu nichts bekannt. 

Tatsächlich werden mit 
der geplanten Zwangsabga- 
be die Opfer zu Tätern deg- 
radiert. Denn erst die kata- 

strophale Wirtschaftslage 
nötigt die Unternehmen da- 
zu, die Ausbildung einzu- 
schränken. Wissen diese 
heute nicht, wie es morgen 
wirtschaftlich weitergehen 
soll. So folgt in fataler Weise 
die Ausbildung zwingend 
dem Arbeitsmarkt. 

Obendrein offenbart die 
vorgeschriebene Bezugsgrö- 
ße nach der Anzahl der so- 
zialversichert beschäftigten 
Arbeitnehmer den wahren 
Charakter der Abgabe: Sie ist 
nichts anderes als eine ver- 
deckte Arbeitsplatzsteuer. 

Gleichwohl meint Rot- 
Grün immer noch, per Knopf- 
druck Ausbildungsplätze er- 
zwingen zu können. 

Auf diese bezeichnende 
Weise macht sich der Ge- 

setzgeber zum Büttel der Ta- 
rifparteien, anstatt endlich 
eine Debatte über die längst 

überfällige Reform der Be- 
rufsausbildung zu beginnen, 
zumal der Unionsentwurf 
zum Berufsbildungsgesetz 

längst vorliegt. 
Katherina Reiche ist bil- 

dungspolitische Fraktions- 
sprecherin, Werner Lensing 
ist der zuständige Berichter- 
statter im Ausschuss für Bil- 
dung, Forschung und Tech- 
nikfolgenabschätzung, Wer- 
ner Lensing und Uwe 
Schummer ist Mitglied des 
Ausschusses für Bildung, For- 
schung und Technikfolgenab- 

schätzung. 

Neuer Zypern-Anlauf 

nötig 

Erklärung zum gescheiter- 

ten Zypern-Referendum: 
Die Bürger Zyperns haben 

die historische Chance der 
Wiedervereinigung ihres Lan- 

des verpasst. Irrationale Äng- 
ste haben im Zypern-Refe- 
rendum über die historische 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

peter Hintze 

Vernunft gesiegt. Das Refe- 
rendum ist ein Beleg dafür, 
daß Volksabstimmungen zur 
Herrschaft der Gefühle über 
die Vernunft führen. 

Es bleibt jetzt gemeinsa- 
me Aufgabe von Kommission 
und Mitgliedstaaten, das neue 
Mitglied Zypern rasch nach 
dem 1. Mai zu einem weite- 
ren Wiedervereinigungsan- 

'äuf zu bewegen. 
Die Türkei könnte durch 

einen weitgehenden Trup- 
penabzug aus Nordzypern 
einen wichtigen Beitrag zum 
Einigungsprozess leisten. Auf 
der anderen Seite sollte die 

Europäische Union die wirt- 

schaftliche und politische 
Annäherung des Nordens 
weiter fördern. 

Peter Hintze ist der eu- 
ropapolitische Fraktionsspre- 
cher. 

Eichels Gesetzent- 
wurfversenkt 

Stellungnahme zum Ergeb- 
nis der Anhörung zur ge- 
planten Errichtung einer 
Bundesanstalt für Immobi- 
lienaufgaben (BlmA): 

Das Urteil der Sachver- 
ständigen über die von der 
Bundesregierung geplante 
BlmA fiel einhellig aus: Set- 
zen. Sechs! Selbst Abgeord- 
nete der Koalition haben er- 
hebliche Zweifel an der Sinn- 
haftigkeit der Bundesan- 
stalt, mit der die Bundesre- 
gierung zukünftig ihr Immo- 
bilienmanagement betrei- 
benwill. Der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung ist re- 

ZYPERN - EIN EU-PROBLEM 

..Der EU-Beitritt der Türkei 
rückt in weitere Ferne, weil 
es ab dem 1. Mai ein un- 
gelöstes Problem gibt zwi- 
schen einem Mitgliedsland 
~ nämlich Zypern - und der 
Türkei", sagte der Europa- 

abgeordnete Elmar Brok 
der Berliner Tageszeitung 
»Tagesspiegel" Zwar könne 

man Ankara nicht das Schei- 
tern des Referendums anla- 
sten, sagte Brok weiter. 

„Was aber das Gesamtpa- 
ket eines möglichen EU- 
Beitritts der Türkei anbe- 
langt, so kann man sagen: 
Zypern ist für die Türkei ein 
Stein, der auf der Negativ- 

Seite liegt." 

gelrecht zerrissen worden. 
Die Zielsetzung der BlmA sei 
überhaupt nicht klar. Wür- 
de sie hauptsächlich dem 
schnellen Abverkauf von 
nicht mehr benötigtem Im- 
mobilienvermögen dienen, 
würde sie entsprechende 
Vermögensverluste in Kauf 
nehmen und sehr schnell zu 
erheblichen Personalüber- 
hängen führen. Sollte statt- 
dessen ein langfristig tätiges 
Unternehmen geschaffen 
werden, stünde dies im Wi- 
derspruch zu dem Ziel der 
schnellen Realisierung von 
Verkaufserlösen. 

Nach Meinung des Bun- 
desrechnungshofes fehlt der 
BlmA jeglicher Anreiz, ein 
besseres Ergebnis als in der 
bisherigen Bundesvermögens- 
verwaltung zu erzielen. Es 
gäbe keine flachen Hierar- 
chien; ein Kostenvorteil sei 
nicht erkennbar. Es sei über- 
haupt nicht nachvollziehbar, 
wie die von der Bundesregie- 
rung erwarteten Mehreinnah- 
men von 1,3 Mrd. € jemals 
realisiert werden sollten. 

Auch die Arbeitnehmer- 
vertreter (Ver.di, VBOB) leh- 
nen die BlmA ab. Es sei im 
Unterschied zur Bundesver- 
mögensverwaltung lediglich 
die Rechtsform geändert 
worden und es fehle jegli- 
ches Personalkonzept. Ein 
besonderer Konflikt ergibt 
sich im steuerlichen Bereich. 
Nach Auskunft der Finanz- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Dietrich Austermann Jochen-K. Fromme Georg Brunnhuber Hermann Kues 

Verwaltung ist nicht ausge- 
schlossen, dass die Bundes- 
anstalt für Immobilienauf- 
gaben ggf. körperschaftsteu- 
erpflichtig würde. Von Ren- 
tabilität könnte dann nicht 
einmal geträumt werden. 

Auch Abgeordnete der 
Koalition hegen den Ver- 
dacht, dass die BlmA in er- 
ster Linie aus Gründen der 
Versorgung verdienter Mit- 
arbeiter mit lukrativen Pos- 
ten ins Leben gerufen wer- 
den soll. 

Die BlmA ist ein erneuter 
Versuch der Bundesregie- 
rung, ihren mangelnden Er- 
folg bei der Bewirtschaftung 
von Grundstücken durch Be- 
treiben dieses Geschäftes in 
ständig wechselnden Rechts- 
formen zu vertuschen. Das 
zeigt die lange Geschichte 
von TLG, BVV, g.e.b.b und 
anderen Liegenschaftsgesell- 
schaften des Bundes. 

Dietrich Austermann ist 
der haushaltspolitische Frak- 
tionssprecher und Jochen- 
Konrad Fromme ist der zu- 
ständige Berichterstatter im 
Haushaltsausschuss. 

Kontakte zum Heiligen 
Stuhl verstärkt 

Erklärung anlässlich des Be- 
suchs des Kardinal-Höffner- 
Kreises der Bundestagsfrak- 
tion bei Kardinal Josef Rat- 
zinger (Präfekt der Glau- 
benskongregation) und Erz- 
bischof Giovanni Lajolo 
(Kardinalsstaatssekretär 
der Römischen Kurie für die 
Beziehungen zu den Staaten): 

Als Unionspolitiker begrü- 
ßen wir den Appell Kardinal 
Ratzingers, Mut zur eigenen 
christlichen Identität aufzu- 
bringen. Es muss deutlich 
werden, dass zu einer euro- 
päischen Identität selbstver- 
ständlich auch der christliche 
Grundkontext gehört. Dieser, 
so der Kardinal, habe uns 
vernünftig und tolerant ge- 
macht. 

Erzbischof Lajolo bestärkt 
uns als Unionspolitiker zum 
Einsatz für den Gottesbezug 
in der EU-Verfassung. Die 
christlichen Wurzeln als ver- 
bindendes Element Europas 
zu leugnen, ist absurd und 

kommt der Verkennung hi- 
storischer Tatsachen gleich. 

Einigkeit mit dem Präfek- 
ten der Glaubenskongrega- 

tion besteht ebenso in der 
Ablehnung des islamisti- 
schen Terrors. Die Unter- 
scheidung zwischen Terro- 

rismus und islamischer Reli- 
gion muss aufrecht erhalten 
bleiben. Der Versuchung 
des Kulturkampfes müsse 
man widerstehen, so Ratzin- 

ger. Erzbischof Lajolo unter- 
stützte die Haltung der Uni- 
on in der „Kopftuchdebatte" 

dahingehend, dass er ein 
Verbot für legitim halte, 
wenn das Tragen des Kopf- 
tuches gegen das Grundge- 

setz gerichtet sei. 
Die vertrauensvollen Ge- 

spräche mit Kardinal Ratzin- 
ger und Erzbischof Lajolo be- 
stätigen, dass gute und trag- 
fähige Kontakte zwischen 
Unionspolitikern und dem 

Heiligen Stuhl bestehen. 
Georg Brunnhuber ist der 

Vorsitzende des Höffner 

Kreises und Hermann Kues 
ist der kirchenpolitische Frak- 

tionssprecher. 
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„Mehrheit ist Mehrheit" 
Eine schnörkellose Bestandsaufnahme 

»Der saarländische CDU- 
Bundestagsabgeordnete 

Albrecht Feibel ist bekannt 
dafür, dass er sagt, was er 
denkt und denkt, was er 
sagt. Diesem Ruf wird er 
mit seinem Buch „Mehrheit 

•st Mehrheit", das in diesen 
Tagen erschienen ist, voll- 
auf gerecht. Es provoziert, 
und genau das hat Feibel 
gewollt. 

Der Untertitel „Von der 
Aushöhlung der Demokratie" 
2eigt, was dem Saarländer am 
Herzen liegt. Er beklagt zwar 
auch die Verrohung der poli- 

tischen Sitten, wichtiger aber 
'st ihm, aufzuzeigen, wie seit 

Amtsantritt der rot-grünen 
Bundesregierung elementar- 
ste Grundregel der Demokra- 
tie außer Kraft gesetzt wer- 
ben, ohne dass dies zu einem 

^entliehen Protest führte. 
Der Prozess der Entdemokra- 
tisierung geht nach Feibel 
schleichend vor sich, und er 
belegt dies mit einer Reihe 

konkreter Beispiele. Ein Dorn 
lrT1 Auge sind ihm unter ande- 
rem die vielen und teuren 

Kommissionen, die Kanzler 
Schröder außerhalb des Par- 
'aments einsetzt, zum einen, 
Urn bei anstehenden Ent- 
Scheidungen zunächst Zeit zu 
gewinnen, zum anderen, um 

dem Koalitionsfraktionen Er- 
gebnisse zu präsentieren, die 
diese dann nur noch abnicken 
dürfen. 

Umfänglich widmet sich 
Feibel dem anhaltenden 
Trend der Scheinprivatisie- 
rung von Staatsunterneh- 
men und Staatsaufgaben. Er 
kommt - und auch dies weist 
er nach - zu dem Ergebnis, 
dass solche „Privatisierun- 
gen" in erster Linie zwei 
Zwecken dienen: In den Ge- 
schäftsführungen werden 
wohldotierte Versorgungs- 
posten für „verdiente Genos- 
sen" geschaffen, und nicht 
zuletzt werden solche Unter- 
nehmen - obwohl weiterhin 
im Staatsbesitz - der Kontrol- 
le des Parlaments entzogen. 

Besorgt zeigt sich Feibel, 
wenn es um die Frage des 
Verhältnisses zwischen Re- 
gierung und Opposition geht. 
Noch nie in der Geschichte 
der Bundesrepublik habe ei- 
ne Regierung die Rechte der 
Opposition derart mit Füßen 
getreten, wie die Regierung 
Gerhard Schröder. Unter 
dem Motto „Mehrheit ist 
Mehrheit" betreibe Schröder 
„Machtpolitik pur" und bre- 
che Brücken zur Opposition 
mutwillig ab. Notdürftig fli- 
cke er sie nur, wenn er - wie 

bei den Re- 
formpake- 
ten - man- 
gels eige- 
ner Mehr- 
heiten die 
Oppositi- 
on  benöti- 

Die Aushöhlung 
der Demokratie 

ge- 
Buch  wird 
zweifellos 
neben Zustimmung auch viel 
Kritik ernten. Nicht, weil es 
Fehler aufwiese, sondern 
weil er in seiner Zustandsbe- 
schreibung kein Blatt vor 
den Mund genommen hat. 
Offene Worte sind gerade in 
der Politik selten geworden. 
Dass Feibel sich weder als 
Abgeordneter, noch jetzt als 
Autor verbiegen lässt, zeich- 
net ihn au-,. 

Insgesamt ein lesenswer- 
tes Buch, das sicherlich den 
Hauptzweck bei Befürwor- 
tern wie Gegnern seiner The- 
sen erreichen wird: Es wird 
zum Nachdenken anregen. 

Das Buch ist erschienen 
im Verlag edition q, hat 199 
Seiten und kostet 15,20 €. Es 
kann auch über das Wahl- 
kreisbüro (Tel. 06841 17 41 
60, Fax 17 41 59) von Alb- 
recht Feibel in Homburg/ 
Saar, Eisenbahnstr. 34 bezo- 
gen werden. 

HIO4I 



Öffentlichkeitsarbeit 

Straßenatlas Deutschland 
mit Durchfahrtsplänen der 

Ballungszentren 

Bestell-Nummer:9260 
Preis je 10 Stück: 15,00 € 

inkl. MwSt: 17,40 € 

Schlüsselkarabiner 

Bestell-Nummer:9828 

Preis je 5 Stück: 9,00 € 
inkl. MwSt: 10,44 € 

Fingerklingel „Signal für den Wechsel" 
Der trendige Artikel für Skater, Skooterroller 
und Rollerbladefahrer. Mit Klettverschluss für 

einen festen Sitz. —— 

Bestell-Nummer:9i 
Preis je 5 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

Fahrradflasche 

Bestell-Nummer:9872 
Preis je 4 Stück: 9,00 € 
inkl. MwSt.: 10,44 € 

Fahrradtasche 
Mit separatem Umhängegurt. 

Bestell-Nummer:9S 
Preis je 1 Stückt 
inkl. MwSt: 6,7: 

2r:?ö/ x 
+Jo€ 
SJSJ € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Multifunktions-Card - mit Lupe 

und Kompass 
Der Praktiker für unterwegs 
mit 12 verschiedenen Funktionen. 

Bestell-Nummer:9826 
Preis je 5 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 13,92 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 

20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 

Bestell-Nummer:9823 
Preisje20Stück^Ä*>0€    t&jOO € 

inkl. MwSt.: 122,3ft MJJ6€ 

Rollenbandmaß (2 m) 

Bestell-Nummer:9l 
Preis je 5 Stückt 
inkl. MwSt.: 10,4 

er: 7öJ» 

7jOO € 

Nähetui 
Mit Schere zum Herausziehen und mit 
nützlichen Nähutensilien 

Bestell-Nummer:9i 
Preis je 10 Stück: 
inkl. MwSt.: 17,404 

9827 
|5L,00   € 

13^«- € 
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Freshmint-Tütchen 
Bestell-Nummer:9110 
Preis je 200 Stück: 22,00 € 

inkl. MwSt.: 25,52 € 

Europa-Luftballon 
Bestell-Nummer:9561 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 

inkl. MwSt.: 34,80 € 

CDU-Luftballon in Orange 
Bestell-Nummer:9304 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 

inkl. MwSt.: 34,80 € 

Europa-Lesezeichen 
Bestell-Nummer:9121 
Preis je 100 Stück: 26,00 € 
inkl. MwSt: 30,16 € 

Kugelschreiber 
Bestell-Nummer:9102 

Preis je 100 Stück: 24,00 € 
inkl. MwSt.: 27,84 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Feuerzeug 
Bestell-Nummer:9506 
Preis je 50 Stück: 25,00 € 

inkl. MwSt.: 29,00 € 

CDU-Europa-Kochbuch 
„Europa schmecken" 
Bestell-Nummer:9120 
Preis je 5 Stück: 16,50 € 
inkl. MwSt: 19,14 € 

Euro-Sammeialbum 
12 Euro-Länder/96 Münzen. 
Einfach die einzelnen Münzen in die 
passenden Stanzungen drücken. 
Bestell-Nummer:9021 
Preis je Stück: 8,50 € 

inkl. MwSt: 9,86 € 

Europa-Pin 
Bestell-Nummer:9119 
Preis je 100 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt: 25,52 € 

Fußball-EM-Kalender 2004 
Bestell-Nummer:9653 
Preis je 100 Stück: 5,00 € 

inkl. MwSt: 5,80 € 

CDU 

Aufkleber „CDU" 
Bestell-Nummer:9891 
Preis je 100 Stück: 4,00 € 
inkl. MwSt: 4,64 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Leporello 
„Europa? Aber sicher." 

Bestell-Nummer: 2116 
Preis je 100 Stück: 10,75 € 

inkl. MwSt.: 11,50 € 

Leporello 
„Ausbildung in Europa" 

Bestell-Nummer: 2144 
Preis je 100 Stück: 10,75 € 
inkl. MwSt.: 11,50 € 
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Leporello 
„Erstwähler" 

Bestell-Nummer: 2143 
Preis je 100 Stück: 10,75 € 

inkl. MwSt: 11,50 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
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Postfach 1162,33759 Versmold 
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